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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
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108. Bundesgesetz: Versicherungsüberleitungsgesetz.
109. Bundesgesetz: Das Aufsichtsratsabgabeerhöhungsgesetz.
1 1 0 . Bundesgesetz: Grundsteueränderungsgesetz.

1 0 8 . Bundesgesetz vom 13. Juni 1946,
betreffend Regelung von Fragen der öster-
reichischen Vertragsversicherung (Versiche-

rungsüberleitungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

A r t i k e l I.

Versicherungswiederaufbaukommission. und Ver-
sicherungsverrechnungsstelle.

§ 1. (1) Z u m Zwecke der Vorbere i tung und der
Durchführung des Wiederaufbaues des öster-
reichischen Versicherungswesens wird beim Bun-
desministerium für Finanzen eine Versicherungs-
wiederaufbaukommission (nachstehend ku rz
„Kommiss ion" genannt) gebildet; ferner wird
eine Versicherungsverrechnungsstelle errichtet.

(2) Die Kommission berät das Bundesmini-
sterium für Finanzen bei Behandlung der Frage,
wie das österreichische Versicherungswesen ange-
sichts seiner Vermögenseinbuße infolge des
Krieges un t e r möglichster W a h r u n g erworbener
Ansprüche auf neue Grundlagen übergeleitet
werden kann . Weiters ist ihr die Ver t r e tung und
Verwal tung der Versicherungsverrechnungsstelle
gemäß § 3 über t ragen.

(3) Der Versicherungsverrechnungsstelle ob-
liegt die Durchführung von Maßnahmen zu einer
gesunden N e u o r d n u n g des österreichischen Ver-
sicherungswesens, insbesondere im Wege von
Vermögensausgleichen zwischen den Versiche-
rungsunte rnehmungen .

§ 2 . (1) Die Kommission besteht aus einem
Vorsi tzenden und zehn fachkundigen Mitglie-
dern. In der Kommission müssen der Verband
der Versicherungsanstalten Österreichs durch
vier Vorstandsmitgl ieder , von denen mindestens
eines ein Ver t re t e r einer reinen Kleinlebensver-
sicherungsanstalt sein m u ß , der Österreichische
Gewerkschaftsbund durch zwei Funkt ionäre der
Gewerkschaft der Angestell ten in der Pr iva t -
wirtschaft, Sektion Versicherung, weiters die
K a m m e r für Hande l , Gewerbe, Industr ie , Geld-
und Kreditwesen von Wien u n d Niederösterreich,
die Landwirtschaftskammer für Niederöster-
reich und Wien sowie die Arbe i t e rkammer in

Wien durch je ein Mitglied ver t re ten sein. De r
Vorsi tzende und die Mitgl ieder der Kommission
werden v o m Bundesminis ter ium für Finanzen er-
n a n n t , das für jedes Mitglied einen Ersatzmann-
bestellen kann . Die E rnennung der drei Kammer -
ver t re te r erfolgt auf Dreiervorschlag der betref-
fenden Kammern .

(2) Die Bezüge des Vors i tzenden werden v o m
Bundesminister ium für Finanzen bes t immt. Das
A m t der Mitglieder u n d Ersa tzmänner der K o m -
mission ist ein unbesoldetes Ehrenamt . Die A n -
gehörigen der Kommission können v o m Bundes-
minis ter ium für Finanzen jederzeit abberufen
werden. Sie sind zu r Verschwiegenheit ver-
pflichtet.

(3) Die Mitglieder der Kommission wählen aus
ihrer Mi t t e einen ersten und einen zweiten Stell-
ver t re te r des Vors i tzenden. Die Kommission
faßt ihre Beschlüsse mi t S t immenmehrhe i t , bei
Stimmengleichheit entscheidet die S t imme des
Vorsi tzenden. Die Kommission setzt ihre Ge-
schäftsordnung selbst fest.

(4) Alle Vers icherungsunternehmungen sind
gegenüber der Kommission z u r Auskunf ter-
teilung und regelmäßigen Berichterstat tung ver-
pflichtet, soweit es zu r Erreichung d e r Aufgaben
der Kommission erforderlich ist. Über allfällige
Beschwerden einer Vers icherungsunternehmung
hinsichtlich verlangter Auskünfte entscheidet das
Bundesminis ter ium für Finanzen als Versiche-
rungsaufsichtsbehörde.

(5) Die Kommission kann zu ihren Sitzungen
Sachverständige, für die gleichfalls Verschwiegen-
heitspflicht gilt, heranziehen.

§ 3. (1) D ie Versicherungsverrechnungsstelle ist
eine Einr ichtung öffentlichen Rechtes mi t Rechts-
persönlichkeit und ha t ihren Sitz i n Wien .

(2) Sie wird von der Kommission ver t re ten
und verwaltet; sie nimmt ihre Tätigkeit in dem
vom Bundesministerium für Finanzen zu bestim-
menden Zeitpunkte auf.

(3) Die Geschäftsführung der Vers icherungs-
verrechnungsstelle obliegt ihrem Leiter und
dessen Stellvertreter nach den Weisungen der
Kommission. Die Anstellung und Entlassung so-
wie die Festsetzung der Bezüge des Leiters,
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seines Stellvertreters und der Angestellten der
Versicherungsverrechnungsstelle erfolgt durch die
Kommission, die hierbei an die Zust immung des
Bundesministeriums für Finanzen gebunden ist.

(4) Die Versicherungsverrechnungsstelle wird
nach außen durch den Vorsitzenden der Kom-
mission und im Falle seiner Verhinderung durch
den ersten, wenn auch dieser verhinder t ist,
durch den zweiten Stellvertreter vertreten.

(5) Für die Versicherungsverrechnungsstelle
wird rechtsgültig von zwei Personen in der Weise
gezeichnet, daß der Vorsitzende der Kommission
u n d der Leiter der Versicherungsverrechnungs-
stelle oder ihre Stellvertreter un te r die W o r t e
„Die Versicherungsverrechnungsstelle" ihre U n -
terschriften setzen, wobei mindestens eine Un te r -
schrift v o m Vorsitzenden der Kommission oder
seinen Stellvertretern gegeben werden muß .

(6) Der Personal- und Sachaufwand der Ver -
sicherungsverrechnungsstelle wird von den in
Österreich tätigen Vertragsversicherungsunter-
nehmungen bestri t ten. Dasselbe gilt für die Be-
züge des Vorsitzenden der Kommission [§ 2,
Abs. (2)].

(7) Nähere Bestimmungen über die Organi-
sation der Versicherungsverrechnungsstelle und
über die Deckung des gemäß Abs. (6) zu be-
streitenden Aufwandes können vom Bundes-
ministerium für Finanzen getroffen werden.

Artikel II.

Vorläufige Regelung der Zahlungen der Ver-
sicherungsunternehmungen aus Versicherungsver-

trägen.
§ 4. (1) Bis zu einer anders lautenden bundes-

gesetzlichen Regelung sind n u r folgende Zahlun-
gen der Versicherungsunternehmungen aus Ver-
sicherungsverträgen zugelassen:

A. In der Krankenversicherung: alle Versiche-
rungsleistungen ohne Beschränkung.

B. In der Lebens- und Unfallversicherung:
a) in der Kapitalversicherung je Versiche-

rungsfall 40 v. H . der vertragsmäßigen
Leistung, höchstens jedoch 5000 S, min-
destens 400 S in der Großlebens- und U n -
fallversicherung und mindestens 200 S in
der Kleinlebensversicherung; ist der ver-
tragsmäßige Anspruch kleiner als diese
Mindestsummen, die vertragsmäßige Lei-
stung. O b Groß- oder Kleinlebensversiche-
rung vorliegt, richtet sich nach dem auf-
sichtsbehördlich genehmigten Geschäftsplan;
im Zweifel entscheidet die Versicherungs-
aufsichtsbehörde. Die darnach auszuzah-
lende Summe e rhöh t sich in der Lebens-
versicherung im Rahmen der vertrags-
mäßigen Leistung noch um den Betrag der
für die betreffende Versicherung seit 1. Jän-
ner 1946 fällig gewordenen u n d bezahlten

Prämien. Außerdem können Leistungen
nach § 13, Abs. (1), Punk t 1 a, des Schilling-
gesetzes erbracht werden, wenn die dor t
bezeichneten Voraussetzungen für eine
solche weitere Zahlung noch gegeben sind;

b) Rentenzahlungen aller Ar t gleichfalls mi t
40 v. H . der vertragsmäßigen Leistung,
jedoch höchstens 500 S und mindestens
150 S im Monat je Rentenempfänger bei
dem gleichen Versicherungsunternehmen;
ist der vertragsmäßige Anspruch kleiner als
diese Mindestsumme, die vertragsmäßige
Leistung;

c) Taggelder und Heilungskosten in der U n -
fallversicherung ohne Beschränkung.

C. In der Schadenversicherung (Sach- u n d
Vermögenschadenversicherung):

a) in der Hagelversicherung:
Alle Versicherungsleistungen ohne Be-

schränkung;
b) in den übrigen Versicherungszweigen:

Je Viersicherungsfall bis zu 1000 S; dar-
über hinaus können Versicherungsleistungen
seitens der Versicherungsunternehmungen
insoweit erbracht werden, als die Verwen-
dung der Zahlung zur Wiederherstellung,
Ersatzbeschaffung oder für andere vertrag-
liche Nebenleistungen, in der Haftpflicht-
versicherung zur Befriedigung des geschä-
digten Dri t ten , ausreichend gesichert er-
scheint. Die Versicherungsunternehmungen
haben das Vorliegen dieser Leistungsvor-
aussetzungen durch Einsicht in die Zah-
lungsbelege des Versicherungsnehmers oder
auf andere geeignete Weise zu prüfen;

c) ohne Nachweis der Verwendung der
Zahlung für die un te r b angeführten
Zwecke können über 1000 S hinaus Lei-
stungen nach § 13, Abs. (1), Punk t l a, u n d
bis zu 40 v. H . des vertragsmäßigen An-
spruches nach § 13, Abs. (1), Punk t 2, des
Schillinggesetzes erbracht werden, wenn
die d o r t bezeichneten Voraussetzungen für
solche weitere Zahlungen gegeben sind;

d) Leistungen für Schäden, die mi t dem
Kriege unmit te lbar oder mit telbar im Zu-
sammenhange stehen, dürfen nicht erbracht
werden.

(2) Die für einen Versicherungsfall zu er-
bringenden Leistungen dürfen insgesamt, ein-
schließlich der bereits erbrachten, die nach
Abs. (1) zulässigen Zahlungen nicht übersteigen.

(3) Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, eine von den Bestimmungen des
Abs. (1), B, abweichende Regelung hinsichtlich
jener Versicherungsstöcke zu treffen, die gemäß
den Kundmachungen B. G. Bl. N r . 178/36,
324/36, 325/36 und 326/36 an die Österreichische
Versicherung-A. G. übertragen worden sind; der
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übrige Versicherungsbestand der Gesellschaft
wird hierdurch nicht betroffen.

§ 5. Sonstige Versicherungsleistungen, ins-
besondere Gewinnverteilungen, Rückkäufe, Be-
lehnungen von Versicherungsurkunden oder
Vorauszahlungen auf solche, ferner Prämien-
rückvergütungen auf Grund gesetzlicher Bestim-
mungen oder gemäß den allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen sind bis auf weiteres unter-
sagt.

§ 6. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
ist ermächtigt, Erleichterungen von den Bestim-
mungen der §§ 4 und 5 zugunsten der Versiche-
rungsnehmer durch Verordnung zu verfügen.

(2) Es ist weiters ermächtigt, im Einzelfalle auf
begründetes, vom Verband der Versicherungs-
anstalten Österreichs zu begutachtendes Gesuch
des Versicherungsnehmers (Bezugsberechtigten)
bei Vorliegen besonders berücksichtigungswür-
diger sozialer oder wirtschaftlicher Umstände
Zahlungen von weiter gehenden und sonstigen
Versicherungsleistungen, in der Lebens- und Un-
fallversicherung jedoch nur bis zu 40 v. H. des
Vertragsanspruches je Anspruchsberechtigten, zu-
zulassen.

§ 7. An Staatsangehörige des Deutschen Reiches
und an Personen, auf die § 17 des Verbots-
gesetzes vom 8. Mai 1945, St. G. Bl. Nr. 13/45,
Anwendung findet, sind im Rahmen des ver-
tragsmäßigen Anspruches und der Bestimmungen
des § 4 nur folgende Versicherungsleistungen zu-
lässig:

a) Leistungen aus der Krankenversicherung;
b) Leistungen in der Großlebens- und Unfall-

versicherung bis 400 S, in der Kleinlebens-
versicherung bis 200 S je Versicherungsfall,
in der Lebensversicherung zuzüglich der
seit 1. Jänner 1946 fällig gewordenen und
bezahlten Prämien;

c) Rentenzahlungen aller Art bis zu 150 S im
Monat;

d) Taggelder und Heilungskosten in der Un-
fallversicherung;

e) Leistungen in der Hagelversicherung voll,
in der sonstigen Schadenversicherung bis
zu 1000 S je Versicherungsfall, sofern nicht
das Bundesministerium für Finanzen zur
Wahrung wichtiger volkswirtschaftlicher
Interessen im Einzelfalle eine höhere
Leistung gestattet;

f) Leistungen in Anwendung des § 13,
Abs. (1), Punkt 1 a, des Schillinggesetzes.

§ 8. Die. Versicherungsunternehmungen sind
in allen Fällen, in denen höhere als die nach § 7
zulässigen Beträge bezahlt werden sollen, ver-
pflichtet, eine eidesstättige Erklärung darüber
zu verlangen, daß der Anspruchsberechtigte nicht
dem dort bezeichneten Personenkreise angehört.

§ 9. Die auf Grund dieses Bundesgesetzes vor-
läufig unberichtigt bleibenden Ansprüche sind
bis zu einer bundesgesetzlichen Neuregelung
nicht zu verzinsten.

A r t i k e l III.

Änderung des Schillinggesetzes.

§ 10. Die Bestimmungen des § 13, Abs. (2), des
Schillinggesetzes vom 30. November 1945, St. G.
Bl. Nr. 231/45, treten außer Kraft.

A r t i k e l IV.

Schlußbestimmungen.

§ 11. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Renner
Figl Zimmermann

109 . Bundesgesetz vom 13. Juni 1946 über
eine Erhöhung der Abgabe der Aufsichts-
ratsmitglieder (Aufsichtsratsabgabeerhöhungs-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Steuersatz der Abgabe der Aufsichts-
ratsmitglieder (Gesetz vom 28. März 1934 Deut-
sches R. G. Bl. I S. 253, in der Fassung des Ge-
setzes zur Änderung des Einkommensteuerge-
setzes vom 17. Februar 1939, Deutsches R. G. Bl. I
S. 283) wird von 20 v. H. auf 30 v. H. erhöht.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut. Es
ist insbesondere ermächtigt, das Gesetz über die
Erhebung einer Abgabe der Aufsichtsratsmit-
glieder unter Berücksichtigung seiner Änderun-
gen durch dieses Gesetz und unter Berücksichti-
gung der gegenwärtigen Staats- und verwaltungs-
rechtlichen Einrichtungen wieder zu verlaut-
baren.

Renner
Figl Zimmermann

110. Bundesgesetz vom 13. Juni 1946, betref-
fend Änderungen des Grundsteuergesetzes

(Grundsteueränderungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Grundsteuergesetz vom 1. Dezember 1936,
Deutsches R. G. Bl. I S. 986, in der derzeit
geltenden Fassung wird in nachstehender Weise
abgeändert:
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a) § 13, Abs. (3), erhält folgende Fassung:
„(3) Die Hauptveranlagung gilt von dem

Kalenderjahre an, das ein Jahr nach dem
Hauptfeststellungszeitpunkt beginnt."

b) § 14, Abs. (2), erhält folgende Fassung:
„(2) Die Fortschreibungsveranlagung gilt

von dem Kalenderjahre an, das mit dem
Fortschreibungszeitpunkt beginnt".

c) § 15, Abs. (2), erhält folgende Fassung:
„(2) Die Nachveranlagung gilt von dem

Kalenderjahre an, das mit dem Nachfest-
stellungszeitpunkt beginnt."

d) In § 16, Abs. (2), treten an Stelle der Wor te
„31. März des folgenden Kalenderjahres",
die Wor te „Ende des Kalenderjahres".

e) In § 21, Abs. (1), t r i t t an Stelle des Wortes
„Rechnungsjahr" das W o r t „Kalender-
jahr".

f) § 22 erhält folgende Fassung:

„Fälligkeit.

(1) Die Grundsteuer wird am 15. Fe-
bruar, 15. Mai, 15. August und 15. Novem-
ber zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages
fällig.

(2) Abweichend von Abs. (1) wird die
Steuer fällig:

1. am 15. August mit ihrem Jahres-
betrag, wenn dieser 20 S nicht übersteigt;

2. am 15. Februar und 15. August zu je
einer Hälfte ihres Jahresbetrages, wenn
dieser 40 S nicht übersteigt."

Artikel II.

Die Grundsteuer 1945 wird nu r für die Zeit
vom 1. April bis 31. Dezember 1945 eingehoben.
Der Jahresbetrag der Grundsteuer 1945 wird
daher u m ein Viertel gekürzt, und zwar in fol-
gender Weise:

1. In den Fällen, in denen der Jahresbetrag der
Steuer vierteljährlich fällig ist, ist der Teilbetrag,
der am 15. Februar 1946 fällig geworden wäre,
nicht mehr zu entrichten;

2. In den Fällen, in denen der Jahresbetrag der
Steuer gemäß dem Grundsteuergesetz in seiner
bisher geltenden Fassung je zur Hälfte am
15. Mai und 15. November 1945 oder zur Gänze
am 15. November 1945 fällig gewesen ist, wird
dem Steuerpflichtigen ein Viertel des Jahresbe-
trages der Steuer gutgeschrieben oder erstattet.

Artikel III.

Dieses Bundesgesetz t r i t t rückwirkend mi t
1. Jänner 1946 in Kraft.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut . Es
ist insbesondere ermächtigt, das Grundsteuer-
gesetz in seiner durch spätere Vorschriften und
durch dieses Bundesgesetz ergänzten oder geän-
derten Fassung sowie unter Berücksichtigung der
gegenwärtigen Staats- und verwaltungsrechtlichen
Einrichtungen wieder zu verlautbaren.

Renner
Figl Zimmermann


